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Gesundheitsfolgenabschätzung

	 2	 «Multisektorale Gesundheitspolitik» im Aufbruch
Was haben die Schaffung von Naherholungsgebieten, Bildungsförderungspro-
jekte und die Subvention von Rindfleisch gemeinsam? All diese Massnahmen 
haben mehr oder weniger direkte Auswirkungen auf die Gesundheit der 
Bevölkerung, werden aber ausserhalb des Politikbereichs Gesundheit 
getroffen. Die «Multisektorale Gesundheitspolitik» entwirft eine Vision, nach 
der alle Politikbereiche für Gesundheitsanliegen sensibilisiert werden und 
geplante Massnahmen gegebenenfalls einer Gesundheitsfolgenabschätzung 
unterzogen werden.

	 9	 Pandemiebekämpfung im Check-up
Wie hat sich die Schweiz während der H1N1-Grippepandemie («Schweinegrip-
pe») von 2009 geschlagen? Ist die Bekämpfungsstrategie des Bundes aufgegan-
gen und hat die Krisenorganisation innerhalb des Bundesamts für Gesundheit 
funktioniert? Zwei Evaluationen sind diesen Fragen auf den Grund gegangen. 
Das Ergebnis: Notsituationen wie Pandemien bedürfen einer starken zentralen 
Steuerung und einer sorgfältigen, detaillierten Vorbereitung schon während 
des «courant normal».

	 9	 Gesunde Gemeinschaftsverpflegung
In der Schweiz verpflegen sich täglich eine Million Menschen in Kantinen, 
Heimen, Spitälern oder Mensen. Die Gemeinschaftsgastronomie ist demnach 
ein wichtiges Aktionsfeld für Massnahmen der Gesundheitsförderung. Mit der 
Formulierung gesundheitsfördernder Qualitätsstandards in diesem Bereich 
wurde ein erster Schritt getan. Abgesehen von einigen Bedenken, wurden die 
Standards von Anbietern und Konsumenten der Gemeinschaftsgastronomie 
grundsätzlich positiv aufgenommen.
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Multisektorale Gesundheitspolitik. 
Was der Natur lieb ist, sollte der 
menschlichen Gesundheit teuer 
sein: Nach der Umweltverträglich­
keitsprüfung gewinnt die Gesund­
heitsfolgenabschätzung (GFA) an 
Bedeutung. Mit ihrer Hilfe können 
in der Politik die möglichen Aus­
wirkungen einer geplanten Mass­
nahme auf die Gesundheit der 
Bevölkerung im Voraus abge­
schätzt und beurteilt werden. Die 
Gesundheitsfolgenabschätzung 
schärft das Bewusstsein für ge­
sundheitspolitische Anliegen auch 
in denjenigen politischen Berei­
chen, die ausserhalb der Gesund­
heitspolitik im eigentlichen Sinne 
liegen. Damit kann sie zu einem 
transparenten politischen Entschei­
dungsprozess beitragen und die 
politischen Rahmenbedingungen 
für die Gesundheit der Bevölke­
rung verbessern.

Die Qualität und die Effizienz der Ge-
sundheitsversorgung und das individu-
elle Gesundheitsverhalten reichen heute 
nicht mehr aus, um den Gesundheitszu-
stand einer Bevölkerung zu erklären. 
Neben der natürlichen Umwelt können 
auch wirtschaftliche und soziale Ver-
hältnisse wie Einkommen, Bildung, 
Wohnverhältnisse oder soziale Netze 
von Freunden und Verwandten langfris-
tig auf die Gesundheit einwirken und 
den Gesundheitszustand positiv oder 
negativ prägen. Diesen multisektoralen 
Blick auf die Gesundheit berücksich
tigen politische Entscheidungsträger  
jedoch noch zu wenig, wenn sie über 
wirtschaftliche und soziale Weichenstel-

lungen diskutieren. Stattdessen beherr-
schen die Wirksamkeit und Wirtschaft-
lichkeit der Gesundheitsversorgung die 
politischen Debatten. Mit der GFA soll 
der politische Entscheidungsprozess 
bereichert werden, ermöglicht sie doch, 
dass geplante Entscheidungen mit Blick 
auf ihren möglichen Nutzen und Scha-
den für die Gesundheit bewertet wer-
den. Mit anderen Worten, die GFA soll 
vor allem im Voraus die gesundheitli-
chen Folgen eines politischen Entschei-
des abschätzen. Deshalb empfehlen 
Fachleute, eine GFA so früh wie möglich 
in der Politikformulierung durchzufüh-
ren, weil in dieser frühen Phase der 
Handlungsspielraum für Optimierun-
gen, die Ausarbeitung von Varianten, 
Alternativen und flankierenden Mass-
nahmen am grössten ist. Dabei darf 
man nicht der Illusion unterliegen, eine 
GFA könne mögliche Auswirkungen auf 
die Gesundheit exakt messen oder gar 
quantifizieren. Eine GFA stellt in einem 
solchen Aushandlungsprozess vielmehr 
möglichst genaue Szenarien und Alter-
nativen auf und dient als ein ergänzen-
des Assessment-Instrument für einen 
umsichtigen, breit abgestützten Ent-
scheidungsprozess (siehe hierzu auch 
die Abbildung: Die Schritte eines GFA-
Prozesses). Ein solches Vorgehen führt 
zu qualitativ besseren und transparen-
teren Entscheidungen. 

Wegbereiterin WHO
Die GFA wurde in den 1970er-Jahren 
von der Weltgesundheitsorganisation 
WHO aus der Erkenntnis heraus gefor-
dert und gefördert, dass neben dem Zu-
gang zu qualitativ hochstehenden prä-
ventiven und kurativen Leistungen 

Gesundheitsfolgenabschätzung: Instrument einer nachhaltigen Politik

Lebensbedingungen wie Frieden, sozialer 
Status, Bildung, Beschäftigung, Einkom-
men, Wohnen, Umwelt und Ernährung für 
die Gesundheit zentral sind. Mit der Be-
tonung dieser sogenannten Gesundheits

determinanten hat die WHO ein Feld ab-
gesteckt, in dem die GFA als Strategie 
und Instrument eingebettet ist – das 
Feld der multisektoralen Gesundheits-
politik. Gesundheitspolitik soll gemäss 

Forum

Gesundheitsfolgenabschätzung: 
(k)eine Alternative zur 	
Nachhaltigkeitsbeurteilung

Gesundheitsförderung und nachhaltige 
Entwicklung haben viele Gemeinsamkei­
ten. Breit verstandene, auch die Lebens­
verhältnisse der Menschen einbeziehen­
de Gesundheitsförderung berücksichtigt 
Gesundheitsdeterminanten, die sich mit 
den Postulaten einer nachhaltigen Ent­
wicklung, wie sie etwa der Bundesrat in 
seiner diesbezüglichen Strategie von 
2008 festhielt, stark überschneiden. Ge­
sundheitsförderung und nachhaltige 
Entwicklung haben auch einen ähnlichen 
ethischen Grundgehalt, indem beide die 
Lebensqualität aller Menschen, also 
auch der benachteiligten, fördern wol­
len. In der internationalen Nachhaltig­
keitsdebatte sind die Gesundheitsfragen 
stets präsent, und wie die Weltgesund­
heitsförderungskonferenz zeigte, die 
vom 11. bis 15. Juli 2010 unter dem Titel 
«Health, Equity and Sustainable Deve­
lopment» in Genf stattfand, gilt dies 
auch in umgekehrter Richtung. 

Wenn nun in der Schweiz, ausgelöst 
durch Versuche in einzelnen Kantonen 

und durch einen entsprechenden Vor­
schlag im Entwurf für ein Präventionsge­
setz, mit steigender Intensität über die 
Einführung einer Gesundheitsfolgenab­
schätzung (GFA) diskutiert wird, mit der 
politische Vorhaben frühzeitig auf ihre 
Auswirkungen auf die Gesundheit analy­
siert werden sollen, müssten die Vertre­
terinnen und Vertreter der nachhaltigen 
Entwicklung frohlocken, würde doch 
damit ein Instrument geschaffen, das 
auch ihre Anliegen unterstützt. 

Jein lautet jedoch die vorläufige Ant­
wort. Denn seit mehreren Jahren ist in 
der Schweiz ein ähnlich gelagertes Inst­
rument, die Nachhaltigkeitsbeurteilung 
(NHB), entwickelt und zunehmend ange­
wendet worden. Die Anwendungen ha­
ben gezeigt, dass die NHB die Anliegen 
der Gesundheitsförderung bestens ab­
bilden kann. Wenn nun neu auch eine GFA 
hinzukommen soll, so in einem Umfeld, 
in dem noch weitere bereits bestehende 
oder geplante Folgenabschätzungen zu 
situieren sind (z. B. Regulierungsfolgen­
abschätzung, strategische Umweltprü­
fung, Energiefolgenabschätzung, Gene­
rationenverträglichkeitsprüfung, 

Raumverträglichkeitsprüfung). Jede 
dieser Folgenabschätzungen mag aus 
Sicht der einzelnen Politik berechtigt 
sein, in der Summe besteht aber die 
Gefahr eines politischen «Overkills»,  
das heisst einer Abwehrreaktion der 
Politik gegenüber der prospektiven  
Folgenabschätzung ganz generell. 

Konfrontiert mit einer vergleichbaren 
Situation in ihrem Zuständigkeitsbe­
reich, hat die Europäische Kommission 
vor einigen Jahren eine überzeugende 
Entscheidung getroffen: Sie hat sämtli­
che sektorpolitischen Folgenabschät­
zungen zugunsten des sogenannten  
Impact Assessment abgeschafft, das, 
wenn man die Prüfkriterien betrachtet, 
weitgehend einer NHB entspricht. Mo­
mentan ist in der Schweiz nicht abseh­
bar, dass eine analoge Lösung ange­
strebt wird. Im Gegenteil besteht die 
Gefahr einer Multiplizierung der pros­
pektiven Prüfansätze. 

Grundsätzlich bin ich also der Meinung, 
dass wir uns besser auf die bereits be­
stehenden Instrumente, insbesondere 
die NHB, konzentrieren sollten. Aller­

dings ist aus Sicht der nachhaltigen Ent­
wicklung, wie einleitend aufgezeigt, aus 
inhaltlichen Gründen keine Opposition 
gegen eine GFA angezeigt. Sollte sie sich 
in der Schweiz verbreiten, worüber die 
Politik entscheiden wird, sollten wir uns 
jedoch anstrengen, die Einsatzfelder 
genau abzusprechen, Doppelspurigkei­
ten tunlichst zu vermeiden und einen 
möglichst engen Erfahrungsaustausch 
zu pflegen. Denn angesichts inhaltlicher 
und auch methodischer Gemeinsamkei­
ten können GFA und NHB gegenseitig 
durchaus von erheblichem Interesse 
sein. 

Daniel Wachter
Sektionschef  
Sektion Nachhaltige Entwicklung
Bundesamt für Raumentwicklung (ARE)

Leitfaden zur Gesundheitsfolgenabschätzung in der Schweiz
Die Schweizer Plattform zur Gesundheitsfolgenabschätzung (GFA-Plattform) hat 
zusammen mit Gesundheitsförderung Schweiz und koordiniert durch equiterre  
einen Leitfaden für GFA herausgegeben. Er enthält Informationen zu folgenden  
Themenbereichen:
– �Theoretische Grundlagen der GFA, ausgehend vom Konzept der multisektoralen 

Determinanten von Gesundheit
– �Eigenschaften des GFA-Instruments und seine Einbindung in den Entscheidungs­

prozess
– �Synergien mit anderen Instrumenten
– �Bezug zur nachhaltigen Entwicklung, die den allgemeinen strategischen Rahmen 

der GFA darstellt
– �Bedeutung der GFA auf schweizerischer Ebene

Download des Leitfadens und weitere Informationen zur GFA-Plattform  
unter www.impactsante.ch
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«Darüber können wir jetzt nicht nachdenken, 
wir müssen sparen!» Das war Ende der 
90er-Jahre die Antwort eines Gesundheits-
direktors auf meine Frage, ob sich die 
Regierung überlegt habe, welche Auswir-
kungen die soeben beschlossene Reduk
tion der Anzahl der Turn- und Sportlektionen 
im Gymnasium auf die aktuelle und künftige 
Gesundheit der jungen Leute haben könnte.
Dass kein Gedanke an die gesundheitlichen 
Auswirkungen eines Sparentscheids 
verschwendet wurde, war für mich der 
Anlass, mich für die Einführung einer 
Gesundheitsfolgenabschätzung auf Bundes-
ebene einzusetzen. Es waren viele Jahre 
und noch mehr Papiere notwendig, aber 
nun steht ein entsprechender Artikel im 
Entwurf zum Präventionsgesetz, und wenn 
wir Glück haben, verfügt der Bundesrat 
demnächst über ein Instrument, mit dem er 
bei Vorhaben von besonderer Tragweite 
eine Gesundheitsfolgenabschätzung 
durchführen lassen kann. 
Die Gesundheitsfolgenabschätzung ist aber 
nicht die einzige Folgenabschätzung auf 
Bundesebene. Neben den gesundheitlichen 
gilt es wirtschaftliche, finanzielle, ökologische, 
energietechnische, umweltrelevante oder 
internationale Auswirkungen geplanten 
Handelns zu beachten und last but not least 
die Nachhaltigkeit zu beurteilen.
Es besteht die Gefahr, dass diese Instru-
mente zueinander in Konkurrenz gesetzt 
werden. Internationale Studien sowie 
Erfahrungen in den Kantonen und auf 
Bundesebene zeigen jedoch, dass ein 
differenzierter Einsatz der verschiedenen 
Folgenabschätzungen möglich ist und sich 
lohnt, sei es, um die Qualität einer poli-
tischen Entscheidung oder die Verkehrsfüh-
rung in einem Stadtquartier zugunsten der 
Gesundheit und der Umwelt zu verbessern. 
In meiner Vision werden wir in der Schweiz 
Projekte und Vorlagen von besonderer Trag- 
weite pragmatisch auf diverse Auswirkungen 
analysieren und dort, wo angebracht, eine 
vertiefte Prüfung durchführen, heisse sie 
nun Nachhaltigkeitsbeurteilung, integriertes 
Impact Assessment oder wie auch immer.

Ursula Ulrich, Co-Leiterin der Abteilung  
Multisektorale Projekte
Bundesamt für Gesundheit

Aus erster HandGesundheitsfolgenabschätzung: Instrument einer nachhaltigen Politik
der WHO nicht isoliert betrieben, son-
dern mit andern Politikfeldern vernetzt 
und in geteilter Verantwortung herge-
stellt und aufrechterhalten werden. Auf 
den Einsatz einer GFA wirkt diese  
multisektorale Dimension in zweifacher 
Hinsicht: Zum einen hilft die GFA zu  
beurteilen, in welchem Ausmass ge-
sundheitsferne Bereiche wie die Wirt-
schaftspolitik, die Umwelt- oder Raum-
planungspolitik mit ihren Strategien 
und Massnahmen zu gesundheitsför-
derlichen Rahmenbedingungen beitra-
gen. Zweitens kann die GFA aber auch 
zur Zielerreichung anderer Politikfelder 
beisteuern (siehe hierzu das Beispiel der 
Wasserversorgung in Südaustralien in 
dieser «spectra»-Ausgabe). 
Auf europäischer Ebene haben in den 
letzten zwanzig Jahren insbesondere 
Grossbritannien und die skandinavischen 
Länder Konzepte einer multisektoralen 
Gesundheitspolitik entwickelt und zum 
Teil auch umgesetzt. So waren es Schwe-
den und Grossbritannien, auf deren Initi-
ative die Gemeinsame Landwirtschafts-
politik der EU wiederholt auf ihre 
Auswirkungen auf die Gesundheit unter-
sucht wurde. Als Ergebnis dieser zwei 
GFA wurden Empfehlungen formuliert 
wie die Reduktion der Subvention von 
Rindfleisch, der Verzicht auf Subventio-
nen besonders milchfetthaltiger Produkte 
und vermehrte Subventionen für die Pro-
duktion von Früchten und Gemüsen (sie-
he hierzu den Beitrag in dieser Ausgabe 
von «spectra»). 

Erste Schweizer Schritte 	
in den 1990er-Jahren 

In der Schweiz gibt es vor allem auf  
kantonaler Ebene Fallbeispiele für GFA, 
insbesondere in den Kantonen Genf, Ju-
ra und Tessin. Auf Bundesebene und in-
nerhalb des Bundesamts für Gesundheit 
(BAG) wurde die multisektorale Gesund-
heitspolitik in den 1990er-Jahren zur 
Wegbereiterin der GFA. Als Wegweiser 
hin zu einer multisektoralen Gesund-
heitspolitik zählen die Teilnahme der 
Schweiz am Erdgipfel von Rio und die 
Unterzeichnung der «Agenda 21» (1992), 
die bundesrätliche «Strategie Nachhalti-
ge Entwicklung» (1997), das Nationale 
Aktionsprogramm Umwelt und Gesund-
heit des BAG (1997– 2007), die Platzie-
rung des Themas Gender Health inner-
halb des BAG (seit 1999), die Strategie 
Migration und Gesundheit (seit 2002) so-
wie das Leitbild des BAG für eine multi-
sektorale Gesundheitspolitik (2005). Als 
jüngste Wegweiser mögen der Entwurf 
eines Bundesgesetzes für Prävention 
und Gesundheitsförderung (2009) sowie 
der Strategiebericht des Bundesrats zur 
Armutsbekämpfung (2010) gelten. Was 
den Entwurf Präventionsgesetz anbe-
langt, kann der Bundesrat bei Parla-
ments- und Bundesratgeschäften von 
besonderer Tragweite im Einzelfall eine 
GFA durchführen lassen. 

Grosse Herausforderung 
Multisektorale Gesundheitspolitik ist 
auf Nachhaltigkeit und Langfristigkeit 
ausgelegt. Dies fordert Weitsicht, Offen-

heit, Interesse an den jeweils anderen 
Geschäftsfeldern, Bereitschaft zu Zu-
sammenarbeit und ein Umdenken von 
allen Beteiligten. Aber noch denken  
viele politische Akteure, dass allein die 
Gesundheitsbehörden für Gesundheits-
politik zuständig sind. Zudem sind ge-
sundheitspolitische Interessen in an-
dern Sektoren naturgemäss nicht von 
vorrangiger Bedeutung; nicht selten ste-
hen sie sogar in Konflikt mit anderen 
Politiken. Die oftmals grosse Verzöge-
rung, mit der die Gesundheitsfolgen einer 
politischen Intervention eines anderen 
Sektors erkennbar werden, vermindert 
zusätzlich die Bereitschaft, die langfris-

tigen Auswirkungen bei heutigen Ent-
scheiden mitzuberücksichtigen. Die grosse 
Stärke – aber auch die grösste Herausfor-
derung – des multisektoralen Ansatzes 
und der GFA ist es daher, im Austausch 
mit gesundheitsfernen Politikbereichen 
Win-Win-Lösungen zu ermöglichen, 
welche nachhaltig zur Gesundheit der 
Bevölkerung beizutragen vermögen.

Kontakt: Wally Achtermann, 
Abteilung Multisektorale Projekte,  
wally.achtermann@bag.admin.ch

Die Schritte eines GFA-Prozesses

1. Screening
Erfordert das geplante Vorhaben eine GFA?

2. Scoping
Erfordert das geplante Vorhaben eine umfassende GFA

oder genügt eine Mini-GFA?

3. Abschätzung der Wirkung
Mit welchen positiven und/oder negativen Auswirkungen

auf die Gesundheit ist zu rechnen?

4. Empfehlungen
Welche Empfehlungen sollen an die Politiker/-innen

abgegeben werden?

5. Evaluation
Wie hat die GFA den politischen Entscheidungsprozess beeinflusst?

Quellen: Leitfaden für die Gesundheitsfolgenabschätzung in der Schweiz, GFA-Plattform
Nach Taylor L. und Blair-Stevens C., 2002

Health Impact Assessment. A Practical Guide. Department of Health of New South Wales, Australia. 2007

Raumplanungsprojekt Frankreich-Waadt-Genf 
Fallbeispiel GFA. Ein gemeinsames Ag­
glomerationsprojekt der Kantone Genf 
und Waadt sowie Frankreichs wurde 2007 
einer prospektiven Gesundheitsfolgen­
abschätzung (GFA) unterzogen. Unter­
sucht wurden die Bereiche Verkehrsmit­
tel, Naherholungsgebiete, Sicherheit auf 
den Strassen, Luftqualität und Lärm 
hinsichtlich ihrer möglichen Auswirkun­
gen auf die Gesundheit. Die GFA kam 
zum Schluss, dass das geplante Agglo­
merationsprojekt der Gesundheit und 
dem Wohlbefinden der Bevölkerung 
langfristig sehr zuträglich wäre, wenn 
bei der Weiterbearbeitung des Projekts 
folgende GFA-Empfehlungen berücksich­
tigt würden: der Ausbau des Fahrrad­
netzes, Geschwindigkeitsbegrenzungen, 
der Ausbau der Naherholungsgebiete 
sowie eine bessere Verteilung von Arbeit 

und Wohnen im Agglomerationskern 
und in den regionalen Zentren. Mit der 
Umsetzung dieser Empfehlungen könn­
ten auf den Zeithorizont 2030 berechnet 
Gesundheitskosten von jährlich 163 Mil­
lionen Franken vermieden werden.

Genf: Vorreiter in Sachen GFA
Genf war neben Freiburg, Jura, Wallis 
und dem Tessin einer der ersten Kanto­
ne, die GFA-Initiativen vorangetrieben 
haben. Unter anderem hat Genf ein Inst­
rument für die Durchführung von GFA 
mitentwickelt und in seinem Gesund­
heitsgesetz verankert. Demnach kann 
der Regierungsrat heute diejenigen Ge­
setzesentwürfe einer GFA unterziehen, 
bei denen mit negativen Folgen für die 
Gesundheit zu rechnen ist.
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3 Fragen an Natacha Litzistorf und 
Antoine Casabianca. Seit einigen 
Jahren beschäftigen sich viele 
Kantone und andere Akteure mit 
Massnahmen zur Reduzierung der 
Gesundheitskosten. Mit starker 
Unterstützung von Studien, Ver­
handlungen zwischen den ver­
schiedenen Partnern und Gesetzes­
änderungen werden neue Wege 
aufgespürt und untersucht.  
Zusätzlich zu dieser traditionellen 
Lösungssuche haben die Kantone 
Genf, Jura und Tessin zusammen 
mit equiterre, einer Organisation 
für nachhaltige Entwicklung, be­
schlossen, ihre Aktivitäten auf  
die Entwicklung eines neuen 
Instruments auszurichten, das der 
Entscheidungshilfe dient: die 
Gesundheitsfolgenabschätzung 
(GFA). Die GFA basiert auf dem 
Prinzip der Gesundheitsförderung 
und soll im Idealfall von Anfang an 
in ein Projekt integriert werden. 
Die GFA bezieht sich auf eine 
ganzheitliche Definition von  
Gesundheit im Sinne der WHO.  
Natacha Litzistorf, Leiterin von 
equiterre, und Antoine Casabianca, 
Leiter der Gesundheitsförderungs­
stelle des Kantons Tessin, beant­
worten drei Fragen zur GFA.

Welchen Beitrag kann die GFA 
für das Gesundheitswesen 	
leisten?

Aus politischer Sicht kann dieses Instru-
ment viel dazu beitragen, dass Gesund-
heitsfragen weiterhin diskutiert werden. 
Erstens ermöglicht die GFA, dass die 
notwendige Neuverteilung der öffent
lichen Gelder ins Zentrum der Über
legungen gerückt wird. Sie kann  
aufzeigen, dass in der Trilogie «Gesund-
heitsförderung − Prävention − Pflege» 
eine Verschiebung der Gelder in Rich-
tung des ersten Gliedes der Kette  
wünschenswert ist, wenn man ein effizi-

Fallbeispiel Gesundheitsfolgen
abschätzung. Die Landwirtschafts­
politik eines Landes nimmt direkt 
Einfluss auf die Lebensmittelpro­
duktion, auf die Natur, auf die 
Entwicklung der Landschaft und 
letztlich auch auf die Gesundheit 
der Gesamtbevölkerung. Agrarpoli­
tik ist denn auch ein zentrales und 
lohnendes Untersuchungsobjekt 
für Gesundheitsfolgenabschätzun­
gen. Zwei Beispiele, welche die 
gesundheitlichen Folgen der Agrar­
politik einerseits rückblickend 
evaluieren und andererseits voraus­
blickend abzuschätzen versuchen.

Europäische Union: 	
gesundheitsschädigende 	
Subventionspolitik 

Gegenstand der 1997 und 2003 durch-
geführten Gesundheitsfolgenabschät-

enteres Gesundheitssystem anstrebt. 
Zweitens öffnet die GFA Türen zu Akteu-
ren, die sich in der Regel nicht mit Ge-
sundheitsfragen beschäftigen. Die GFA 
macht offensichtlich, dass Gesundheit 
alle etwas angeht. Genau das ist in den 
Kantonen Genf, Jura und Tessin pas-
siert; die anfängliche Skepsis gegenüber 
der GFA ging rasch in Verständnis und 
Akzeptanz über. Und wer «alle» sagt, 
der meint: gemeinsam von allen getra-
gene Verantwortung für die Gesundheit, 
namentlich bezüglich Kosten und Be-
treuung der Bevölkerung.

Was kann die GFA auf der 	
technischen Ebene leisten?

Im Gegensatz zu anderen Instrumen-
ten, die mit einem Fokus auf negative 
Aspekte die Zwänge und Beschränkun-
gen hervorheben und die Rolle von 
Sanktionsmassnahmen spielen, bietet 
die GFA eine anders geartete Ent
scheidungshilfe, die auf die Optimie-
rung eines Projekts ausgerichtet ist, 
egal in welchem Stadium sich das Pro-
jekt befindet. Die in den Kantonen 
durchgeführten Fallstudien zeigen das 
sehr schön. Die GFA hat sich als sehr 
nützlich erwiesen, weil sie die positiven 
Auswirkungen eines Projekts heraus-
streicht und zu rationalen und operati-
onellen Entscheiden führt, welche ne-
gative Auswirkungen verhindern. Der 
wichtigste Vorteil der GFA ist ihre Fle-
xibilität. Sie passt sich an alles an: an 
den Kontext, den Interventionsbereich, 
den Zeitplan, die Mittel usw. Tatsäch-
lich haben die drei Kantone der GFA-
Plattform dieses Instrument ganz  

zungen (GFA) waren die möglichen 
Auswirkungen der Gemeinsamen Agrar
politik (GAP) der EU auf die Gesundheit 
der EU-Bevölkerung. Kernelemente  

unterschiedlich und ganz ihren Bedürf-
nissen entsprechend angewendet.

Was haben die Kantone, 	
die die GFA eingeführt haben, 
bisher erreicht?

Im Kanton Genf ist die GFA im Gesund-
heitsgesetz verankert und kann per Re-
gierungsratsbeschluss aktiviert werden. 
Die GFA wurde bei grossen Raumpla-
nungsprojekten eingesetzt, zusammen 
mit anderen Instrumenten wie der Um-
weltverträglichkeitsprüfung. Daraus er-
gaben sich viele Synergien, was beweist, 
dass beim gleichzeitigen Einsatz solcher 
Instrumente Kosten gespart werden 
können. Im Rahmen der Initiative gegen 
das Passivrauchen war die GFA ein hilf-
reiches Mittel, um alle relevanten Ak-
teure erst mal an einen Tisch zu holen, 
ruhig zu diskutieren und die Debatte zu 
entpolitisieren. In einer zweiten Stufe 
dienten die Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen der GFA den einzelnen 
Mitgliedern des Grossen Rats dazu, sich 
ihre Meinung und Position zu bilden. 
Das hat gezeigt, dass zwischen Wissen-
schaft und Politik eine intakte und för-
derliche Verbindung besteht.  

Im Kanton Jura hat das politisch-admi-
nistrative System seine Kapazitäten ver-
stärkt, um die GFA in die Entschei-
dungsabläufe einzuführen und sie durch 
Verordnungen der Regierung zu imple-
mentieren. Die departementsübergrei-
fende Zusammenarbeit, die Teil der 
Nachhaltigkeitspolitik des Kantons Jura 
ist, ermöglichte ein ganzheitliches Kon-
zept der Gesundheitsförderung und ei-

der GAP waren und sind die Subventi-
onen von Milchprodukten und Fleisch 
sowie die bewusste Vernichtung von 
grossen Mengen von Früchten und Ge-

nen kollektiven Lernprozess im Bezug 
auf die GFA und ihre Tragweite. Heute 
scheint die GFA in der Kantonsregie-
rung zu einem selbstverständlichen Re-
flex geworden zu sein. Sie hat bei diver-
sen Problemen Anwendung gefunden, 
zum Beispiel in der Raumplanung, in 
der Regionalpolitik, bei Krippenplätzen 
usw. 

Im Tessin wurde eine interdepartemen-
tale Kommission mit der Vorgehenswei-
se bezüglich der GFA betraut. Sie war in 
erster Linie darauf ausgerichtet, die 
GFA in das Beschlussverfahren zu inte-
grieren. Dazu wurden die Mitglieder 
dieser GFA-Kommission in multisekto-
raler Gesundheitspolitik geschult, es 
wurden praktische Instrumente für die 
Umsetzung einer GFA entwickelt und 
schliesslich der Gegenstand ausgewählt, 
um das Instrument auf Departements
ebene anzuwenden. Dank dieser Arbeit 
wurde ersichtlich, welch grossen Ein-
fluss die Politiken ausserhalb des Ge-
sundheitsbereichs auf die Gesundheit 
haben. Neben den realisierten GFA  
gibt es weitere überzeugende Resultate. 
So wurde der Gesundheitsdienst von 
verschiedenen Departementen ange-
fragt, bei der Konzeption ihrer Politiken 
mitzuarbeiten. Zum Beispiel bei der 
kantonalen Strategie gegen die Klimaer-
wärmung, bei der Umwelt- und Energie-
strategie, in gewissen Bereichen des 
kantonalen Richtplans oder in der Wirt-
schaftsförderung. Die GFA hat sich also 
vom «Trojanischen Pferd» zur Trägerin 
einer systematischen Vision gemausert, 
die Gesundheit als Faktor für den multi-
sektoralen Fortschritt betrachtet. 

Links:
www.impactsante.ch
www.equiterre.ch

müse im EU-Raum. Diese zwei Mass-
nahmen hatten in den letzten vierzig 
Jahren dazu geführt, dass Milch, Butter, 
Rahm, Käse, Fleisch und Fleischpro-
dukte in grossem Mass verfügbar wa-
ren, und zwar zu einem verglichen mit 
Früchten und Gemüse günstigeren 
Preis. Diese Umstände sind gemäss 
GFA mitverantwortlich dafür, dass die 
ernährungsbedingten Gesundheitsrisi-
ken wie Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
Bluthochdruck, Osteoporose oder Adi-
positas in der EU stark zugenommen 
haben. 

Im Rahmen der GFA wurden folgende 
Empfehlungen zuhanden der EU-Politi-
ker formuliert:
– �Keine subventionierte Vernichtung 

mehr von guten Früchten und Gemüse
– �Keine Abgabe mehr von fettreicher 

Milch an Schulkinder

Wie Agrarpolitik auf die Gesundheit wirkt

«Die Gesundheitsfolgenabschätzung öffnet Türen»
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Internationales. Die in Südaustrali­
en eingesetzte «Gesundheitslupe» 
ist ein gutes Beispiel dafür, wie 
eine multisektorale Gesundheits­
politik fassbar werden kann.

Die Regierung des australischen Glied-
staates Südaustralien setzt seit 2007 auf 
eine multisektorale Gesundheitspolitik. 
Entscheidend ist dabei, dass diese Ge-
sundheitspolitik nicht isoliert im Raum 
steht, sondern integrierter Bestandteil 
des so genannten strategischen Plans ist 
(South Australia’s Strategic Plan). Mit 
seinen sechs untereinander verbunde-
nen Zielen – wachsender Wohlstand, ver-
besserte Lebensqualität, Nachhaltigkeit, 
mehr Kreativität und Innovation, an Ge-
meinschaften bauen, sich bietende Mög-
lichkeiten ausschöpfen – stellt der Plan 
eine Art Messlatte für die Regierung dar, 
an der sie ihre Politik langfristig (bis 
2014) ausrichtet. Diesen sechs Oberzie-
len sind 98 Teilziele zugeordnet, die  
die Zusammenarbeit verschiedener  
Departemente erfordert. Kein Ziel soll 
ausschliesslich auf Kosten eines ande-
ren Ziels erreicht werden. Zum Ver-
gleich: Der Bundesrat richtet in diesem 
Jahr seine Regierungsaktivitäten auf  
17 Oberziele und 82 Teilziele aus.

Aufdecken und Nutzen 	
von Zusammenhängen

Die Gesundheitslupe wurde auf Initiative 
der bekannten Public Health-Expertin 
Ilona Kickbusch und mit Unterstützung 
des südaustralischen Regierungschefs 
eingeführt. Mit dem Einsatz der Ge
sundheitslupe möchte die Gesundheits-
behörde herausfinden, welche Wechsel-
wirkungen zwischen den strategischen 
Zielen einerseits und der Gesundheit und 
dem Wohlbefinden der Bevölkerung an-
dererseits bestehen. Die zwei zentralen 
Fragen lauten deshalb: Was können ge-
sundheitsferne Verwaltungseinheiten 
wie das Wirtschaftsdepartement zur Ge-
sundheit der Bevölkerung beitragen? 

Und umgekehrt: Was kann das Gesund-
heitsdepartement zur Erreichung der stra-
tegischen Ziele des Wirtschaftsdeparte-
ments leisten?
Die unten stehende Tabelle «Multisekto-
rales Denken ganz konkret» zeigt das 
Ergebnis einer solchen Analyse (health 
lens-analysis) für den Teilbereich Wirt-
schaftswachstum des südaustralischen 
strategischen Plans.
Auch für die schweizerische Regierung 
wäre der Einsatz der Gesundheitslupe 
vorstellbar. So könnten in einem ersten 
Schritt die auf vier Jahre angelegten Le-
gislaturziele des Bundesrates auf ihre 
Auswirkungen auf die Gesundheit der 
Bevölkerung analysiert werden. In ei-
nem späteren Schritt sollte dann auch 
die Formulierung der Legislaturziele in 
einem multisektoralen Verfahren (d. h. 
mit Blick auf die Bedürfnisse der jeweils 
anderen Departemente) erfolgen.

Ein Prozess in fünf Schritten
Die Gesundheitslupen-Analyse besteht 
im Wesentlichen aus fünf Schritten. 
– �«Engage»: Aufbau und Pflege von 

starken partnerschaftlichen Bezie-
hungen mit dem jeweiligen politi-
schen Sektor und die Festlegung 
eines gemeinsamen Fokus.

– �«Collect evidence»:  Ermitteln der 
Wechselwirkungen zwischen der 
jeweiligen Politik und der Gesundheit.

– �«Produce»: Erstellen eines Schluss-
berichts mit Policy-Empfehlungen, 
die von allen beteiligten Akteuren 
geteilt werden.

– �«Navigate»: Unterstützung beim 
Durchbringen der Empfehlungen im 
Entscheidungsprozess.

– �«Evaluate»: Prüfen der Wirksamkeit 
der Gesundheitslupe.

Die Methoden der Gesundheitslupen-
Analyse sind mit einer klassischen Ge-
sundheitsfolgenabschätzung zu verglei-
chen. Sie ist jedoch so angelegt, dass sie 
im Idealfall die Ausarbeitung politischer 
Vorstösse oder Massnahmen bereits in 
der Konzeptphase mitprägt und nicht erst 
in der Entscheidfindungsphase zum Zug 
kommt. Die Gesundheitslupen-Analyse 
folgt denn auch weniger einer rigiden Me-
thodik, sondern lässt sich an ganz unter-
schiedliche Gegebenheiten anpassen. 

Beispiel: 	
alternative Wasserversorgung

Die erste Gesundheitslupen-Analyse 
wurde 2008 im Bereich Wasserversor-
gung durchgeführt. Mit Blick auf das 

strategische Ziel der Nachhaltigkeit ging 
es darum, die Wasserversorgung bis 
2018 über nachhaltige, alternative Quel-
len sicherzustellen, insbesondere über 
die vermehrte Nutzung von Sturmwasser, 
Grauwasser (Abwässer aus dem Dusch- 
und Badebereich) und Regenwasser. 
Mittels eines gemeinsamen Projekts der 
südaustralischen Gesundheitsbehörde 
und des Amts für Wassersicherheit soll-
te ermittelt werden, welche Einflüsse eine 
solche Wasserversorgung auf das physi-
sche, psychische und soziale Wohlbefin-
den der Bevölkerung hat. Ziel war es, eine 
für beide Seiten gewinnbringende Lösung 
für eine komplexe Herausforderung zu 
erarbeiten. Dabei kamen nicht nur offen-
sichtliche Zusammenhänge zwischen 
Wasserqualität und der körperlichen Ge-
sundheit zum Tragen. In der Analyse wur-
de beispielsweise auch die Wichtigkeit 
von Grünflächen und des entsprechen-
den Wasserbedarfs für das individuelle 
und gesellschaftliche Wohl berücksichtigt. 

Link: 
www.health.sa.gov.au/pehs/HiAP.htm

Kontakt: Wally Achtermann, 
Abteilung Multisektorale Projekte, 
wally.achtermann@bag.admin.ch

Die «Gesundheitslupe»: multisektorale Gesundheitspolitik in der Praxis

Wie Agrarpolitik auf die Gesundheit wirkt

Südaustralien: Multisektorales Denken ganz konkret
Strategisches Ziel «Wachsender Wohlstand» Teilziel Wirtschaftswachstum: Südaustralien übertrifft das nationale Wirtschaftswachs­
tum bis 2014. Einsatz der Gesundheitslupe (health lens-analysis): Wie beeinflusst die Wirtschaft die Gesundheit und umgekehrt?

Gesunde Menschen sind produktiver. Depressionsbedingte Abwesenheit vom Arbeitsplatz verursacht in Australien rund  
6 Mio. verlorene Arbeitstage pro Jahr sowie von den Arbeitgebern zu zahlende Kosten 
von 1.2 Mia. $

Eine starke Wirtschaft beeinflusst den 
Gesundheitszustand der Menschen 
positiv.

Hohe Beschäftigungsraten erbringen soziale und wirtschaftliche Dividenden. Beschäf­
tigung verringert die Gefahr der sozialen Isolation und stärkt das Selbstvertrauen.

Ein schlechter Gesundheitszustand  
ist kostspielig für die Gemeinschaft.

Ein schlechter Gesundheitszustand führt zu verminderter Produktivität und zu einer stär­
keren Beanspruchung der Sozialversicherungssysteme. Die vom Staat zu bezahlenden 
Gesundheitskosten werden wegen der finanziellen Krise, der demografischen Alterung, 
der Zunahme chronischer Krankheiten sowie der Innovationskosten weiter zunehmen.

Das Gesundheitssystem als wichtige 
Wirtschaftsbranche muss weiter 
wachsen können.

Das öffentliche Gesundheitswesen ist der zweitwichtigste Arbeitgeber in Südaustralien 
und die Nachfrage nach Gesundheitsdienstleistungen wird steigen. Der zu erwartende 
Mangel an Gesundheitspersonal wird sich negativ auf das Angebot an medizinischer 
Pflege auswirken. Er sollte aber nicht das wirtschaftliche Wachstum behindern.

– �Die Streichung von Subventionen  
für die Destillierung von Weinüber-
schüssen

– �Reduktion der Subventionen auf 
Rindfleisch und Milchprodukte

– �Subventionen insbesondere für die 
Produktion von Früchten und Gemüse

– �Erhöhung der Produktion von ein-
fach ungesättigten Fettsäuren und 
mehrfach ungesättigten Fettsäuren

Harte Diskussionen im Anschluss an 
diese GFA – zum Beispiel jene um  
die Subventionen für die Destillierung 
von Weinüberschüssen – zeigten, wie 
schwierig es ist, GFA-Empfehlungen 
umzusetzen. Das Austragen von Inter-
essenskonflikten aufgrund von GFA ist 
jedoch nicht nur courant normal, son-
dern auch wünschenswert; nur so kön-
nen tragfähige Win-Win-Lösungen ent-
stehen.

Schweizer Agrarpolitik 2011: 	
Nebenwirkungen 	
nicht ausgeschlossen

2006 hatte das Bundesamt für Gesund-
heit (BAG) eine Pilotstudie in Auftrag  
gegeben, um die Auswirkungen der Ag-
rarpolitik 2011 auf die Gesundheit ab-
zuschätzen. Im Wesentlichen geht die 
Agrarpolitik 2011 einen weiteren Schritt 
in Richtung Marktderegulierung (Abbau 
von Marktbarrieren, Reduktion von 
Marktstützen) und Ökologisierung. 
Gesundheitsfördernd wirken gemäss 
der Studie insbesondere die Anreize für 
eine ökologischere Landwirtschaft. Die 
höhere wirtschaftliche Attraktivität des 
Biolandbaus begünstigt den Struktur-
wandel hin zu grösseren und professio-
neller geführten Betrieben, die Dünge- 
und Pflanzenschutzmittel gezielter und 
effizienter einsetzen. Damit ist zu er-
warten, dass die Schadstoffbelastung 

von Lebensmitteln, Trinkwasser, Boden 
und Luft abnimmt und der Lebens- und 
Erholungsraum für Mensch und Natur 
vielfältiger wird. 
Neben diesen positiven Wirkungen ist 
aber eine Reihe negativer Entwicklun-
gen denkbar, die sich aus dem Wegfall 
der Marktstützen und dem zunehmen-
den Kostendruck ergeben. Dazu gehört 
die Entstehung überdurchschnittlich 
grosser Betriebe und Masttierhaltung, 
was das Wohl der Tiere beeinträchtigt 
und den Antibiotikaeinsatz steigen lässt. 
Der Kostendruck dürfte zudem zu einer 
spezialisierteren und intensiveren Be-
wirtschaftung in gewissen Regionen 
führen, was mit der Gefahr von lokal ho-
hen Schadstoffkonzentrationen in Bö-
den und Wasser verbunden wäre. Der 
wirtschaftliche Druck dürfte vor allem 
Bergbauern dazu zwingen, ihre Betrie-
be aufzugeben. So gingen wertvolle Kul-

turlandschaften und mit ihnen wichtige 
Erholungsgebiete für die Bevölkerung 
verloren. Die Studie lenkt die Aufmerk-
samkeit aber auch auf die Gesundheit 
derjenigen, die von der Agrarpolitik am 
direktesten betroffen sind: der Landwir-
tinnen und Landwirte. Aufgrund der un-
sicheren Zukunftsaussichten und allfäl-
liger Einkommenseinbussen sind sie vor 
allem auch psychischen Belastungen 
ausgesetzt, die nicht unterschätzt wer-
den dürfen.

Kontakt: Wally Achtermann, 
Multisektorale Gesundheitspolitik, 
wally.achtermann@bag.admin.ch
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eine andere Vorstellung, Gesundheit ist  
ein sehr subjektiver Begriff. Das ist  
übrigens auch ein grosses Problem  
beim Krankenversicherungsgesetz. Denn 
wenn Gesundheit unklar ist, ist auch 

Krankheit unklar. Und wenn Krankheit 
unklar ist, wissen wir nicht genau, was 
wir versichern müssen und welches Ri-
siko wir überhaupt versichern wollen. 
Als die Gesundheitsfolgenabschätzung 
Ende der 1980er-Jahre auftauchte, war 
ich sofort neugierig. Ich habe mich ge-
fragt, wie man überhaupt die möglichen 
Gesundheitsfolgen eines politischen 
Entscheids messen kann. Meine Hal-
tung war zu Beginn skeptisch. Erst spä-
ter habe ich die dazugehörenden Me-
thoden und Instrumente entdeckt: Dabei 
ist auch mir klarer geworden, was man 
damit machen kann. Diese zunehmende 
Klarheit konnte die Gesundheitsfolgen-
abschätzung auf die politische Agenda 
setzen. 
Um auf Ihre Frage zurückzukommen: 
Es wird immer wieder politische Ent-
scheide gegeben, bei denen die Sorge 
um die Gesundheit nicht im Zentrum 
steht. In meinen Augen muss sie auch 
nicht immer im Zentrum stehen. Ge-
sundheit hat nicht den höchsten Wert in 
meiner Weltanschauung, aber sie muss 
Teil der politischen Diskussion sein. Sie 
ist einer der Faktoren, die man berück-
sichtigen muss. Daneben gibt es aber 
auch die Umwelt, die Sicherheit, den 
Wohlstand, das Wirtschaftswachstum 
und weitere Faktoren. Je nach Situation 
können die Akzente anders gesetzt wer-
den.

Bei einem grösseren Dossier, 
sagen wir bei einem Strassen-
bauprojekt, hiesse das also, dass 
man das Projekt aus der Sicht 
der Gesundheit, der Mobilität, 
der Industrie, der Wirtschaft, der 
Kleinunternehmen und so weiter 
betrachtet und den jeweiligen 
Nutzen und Schaden des Pro-
jekts abschätzt. Daraus ergäbe 
sich dann eine Diskussion und 
eine Güterabwägung, wobei 
einmal zugunsten der Gesund-
heit, ein andermal vielleicht 
zugunsten der Umwelt oder der 
Wirtschaft entschieden würde. 
Stellen Sie sich den politischen 
Entscheidungsprozess in etwa 
so vor?

Ja, wie gesagt, die Gesundheit ist eines 
der Elemente, die berücksichtigt wer-
den müssen. Es ist sicher ein Vorteil, 
dass man den Begriff Gesundheitsfol-
genabschätzung erfunden, definiert und 
in den politischen Diskurs eingebracht 
hat. Es ist aber immer eine Abwägung 
der Interessen, und nicht immer ist die 
Gesundheit von höchstem Interesse. 

Interview mit Ignazio Cassis. Was 
denkt der Tessiner FDP-Nationalrat 
und Gesundheitspolitiker Ignazio 
Cassis über die Chancen und 
Risiken der Einführung einer Ge­
sundheitsfolgenabschätzung in der 
Schweiz?

spectra: Herr Cassis, was ist eine 
Gesundheitsfolgenabschätzung 
in Ihren Augen– eine Philosophie, 
eine Strategie oder ein prak-
tisches Instrument?  

Ignazio Cassis: Ein wenig von allem. Die 
Gesundheitsfolgenabschätzung ist ei-
nerseits etwas sehr Selbstverständli-
ches, denn wer würde absichtlich eine 
Politik machen, die gesundheitsschädi-
gend ist? Natürlich niemand. Für mich 
gilt die Philosophie, dass jede politische 
Aktion auch der Gesundheit des Men-
schen Rechnung tragen muss. Denn wir 
gehen davon aus, dass Gesundheit nötig 
ist, damit die Menschen glücklich leben 
können. Gesundheit ist zwar keine Ga-
rantie dafür, dass man glücklich ist, 
aber für die Mehrheit der Bevölkerung 
und auch für viele Politiker ist Gesund-
heit eine Voraussetzung zum Glücklich-
sein. Demzufolge ist die Abschätzung 
von Gesundheitsfolgen eine Philosophie, 
die selbstverständlich sein sollte. Aber 
wir wissen auch, dass politische Ent-
scheidungen nicht immer in diesem Sin-
ne gefällt werden. 
Die Gesundheitsfolgenabschätzung ist 
auch ein Instrument. Ich meine hier 
nicht in erster Linie das technische,  
sondern das politische Instrument. Als 
solches kann es machtpolitisch miss-
braucht werden. Ein Gesundheitsminis
ter, der nach Macht strebt, spricht von 
Gesundheitsfolgenabschätzung und ver-
urteilt Projekte anderer Departemente 
wie Strassenbau, Telekommunikation 
oder Militärübungen als gesundheits-
schädigend. Nichtgesundheitspolitiker 
fürchten sich vor der Einmischung der 
Gesundheitspolitiker. 

Es geht also bei der Gesund-
heitspolitik um das Glück der 
Menschen, um ein kollektives 
Glück. Bei der Gesundheitsfol-
genabschätzung taucht schnell 
der Vorwurf des Gesundheitsim-
perialismus auf. Ist Gesundheit 
wichtiger als zum Beispiel Um-
welt oder Wirtschaft?

Diesen Vorwurf hört man tatsächlich 
häufig. Man spricht von Gesundheitsim-
perialismus, Gesundheitstotalitarismus 
oder sogar Gesundheitstalibanismus. 
Und in der Tat hat jedes interessante In-
strument auch das Potenzial zum Miss-
brauch. 
Früher bin ich immer davon ausgegan-
gen, dass Gesundheit selbstverständlich 
ein wichtiges Ziel ist. Aber man muss 
aufpassen, nicht paternalistisch zu wir-
ken und allen unbedingt die eigene 
Weltanschauung beibringen zu wollen 
unter dem Motto «Gesundheit über al-
les». Man darf sicher das Kind nicht mit 
dem Bad ausschütten: Wie jedes Instru-
ment hat auch die Gesundheitsfolgenab-
schätzung ihre unerwünschten Neben-
wirkungen.

Wenn Sie die Gesundheitsfol-
genabschätzung in einen Kon-
text bringen mit anderen Instru-
menten dieser Art wie die 
Umweltverträglichkeitsprüfung, 
welche Bedeutung hat diese 
Gesundheitsfolgenabschätzung?

Für mich ist die Gesundheitsfolgenab-
schätzung nach der Umweltverträglich-
keitsprüfung die zweite Folgenabschät-
zung, die nun politisch wirklich zur 
Diskussion steht. Mit der Umweltver-
träglichkeitsprüfung hat man vor rund 
dreissig Jahren angesichts der Ölkrise 
und des einsetzenden Baumsterbens be-
gonnen. Und sie ist auch etwas einfa-
cher. Was Umwelt ist, lässt sich ziemlich 
gut beschreiben und messen. Was Ge-
sundheit ist, wissen wir letztlich immer 
noch nicht genau. Jeder Mensch hat da 

Ein Beispiel?
Als ich in der medizinischen Poliklinik 
in Lausanne arbeitete, das war Mitte der 
1990er-Jahre, kamen viele Immigranten 
aus Bosnien, darunter viele ältere Frau-
en, die ihren Mann und ihren Sohn im 
Krieg verloren hatten. Ein Oberarzt sag-
te mir damals, man müsse bei ihnen un-
bedingt das Cholesterin, den Blutdruck 
und so weiter kontrollieren. Aber für 
diese Frauen waren das absolut keine 
Probleme, das war für sie Nonsens. Ihr 
Problem war, wieder einen Sinn in ih-
rem Leben zu finden, mit was für einem 
Cholesterinspiegel, war ihnen absolut 
egal. Ich bringe dieses Beispiel, um die 
Problematik auf der Kollektivebene zu 
verdeutlichen. Wenn eine Bevölkerung 
arm ist und nicht genügend zu essen hat, 
ist es nicht so wichtig, ob eine Strasse 
vielleicht Lärm verursacht und eventuell 
das Gehör beeinträchtigen könnte. Je 
höher eine Gesellschaft insgesamt in der 
Bedürfnispyramide steigt, desto mehr 
kann sie es sich leisten, Gesundheitsfra-
gen näher und differenzierter zu be-
trachten. Bei politischen Entscheiden 

handelt es sich immer um eine Werteab-
schätzung in einem bestimmten Le-
bensbereich: Man muss sich ständig fra-
gen, wie hoch ist heute in dieser oder 
jener Situation der Wert der Gesund-
heit? Früher bin ich davon ausgegan-
gen, dass Gesundheit den höchsten 
Wert hat. Heute bin ich mir bewusst, 
dass dies nicht immer so sein darf: Ge-
sundheit ist ein Mittel, nicht per se ein 
Ziel!

Wie hat sich dieser Gesinnungs-
wandel bei Ihnen vollzogen? 

Oft sieht man nur den Sektor, in dem 
man tätig ist. Das war bei mir auch so. 
Ich war viele Jahre im Bereich Public 
Health tätig. Man liest die Realität mit 
einem ganz bestimmten Wortschatz aus 
seinem eigenen Fach. Wenn man aber 
auch andere Wortschätze zur Verfügung 
hat, sieht die Welt plötzlich anders aus. 
Letztlich geht es immer um eine Abwä-
gung von Interessen, von Ideologien, 
von Werten. 

Das heisst also, dass die Vielfalt 
der Instrumente begrüssenswert 
ist. Denn es zwingt Gremien 
dazu, sich über die Güterabwä-
gung und die verschiedenen 
Aspekte eines Projekts Gedan-
ken zu machen. Macht das die 
Entscheidprozesse transpa-
renter?

Die meisten Bundesgesetze entstehen ja 
als Entwürfe in der Verwaltung. Wir 

«Gesundheit ist ein hohes, aber nicht immer das höchste Gut.» 

 «�Gesundheit hat nicht den 
höchsten Wert in meiner 
Weltanschauung, aber sie 
muss Teil der politischen  
Diskussion sein. Sie ist einer 
der Faktoren, die man 
berücksichtigen muss.»

 «�Nichtgesundheitspolitiker 
fürchten sich vor der  
Einmischung der Gesund-
heitspolitiker.»

Unser Gesprächspartner
Dr. med. Ignazio Cassis, Jahrgang 1961, 
stammt aus dem Tessiner Dorf Sessa 
(Malcantone, westlich von Lugano).
Nach dem Medizinstudium an der Uni­
versität Zürich (Arztdiplom 1987) spezi­
alisierte er sich in Public Health, Innere 
Medizin, sowie in Prävention und Ge­
sundheitswesen. Von 1997 bis 2008 
war er Kantonsarzt im Tessin und Mit­
glied der eidgenössischen Kommissio­
nen für Aids- und Drogenfragen. Er ist 
Lehrbeauftragter an der Universität 
Lausanne und Lugano. In der Ärztever­
einigung FMH übt Cassis seit 2008 das 
Vizepräsidium aus.
Seit 2004 ist Cassis Gemeinderat von 
Collina d’Oro. 2007 wurde der Tessiner 
FDP-Politiker in den Nationalrat gewählt. 
Dort ist er unter anderem Mitglied der 
Kommission für Soziale Sicherheit und 
Gesundheit. 
Cassis wohnt in Collina d’Oro und ist 
verheiratet.
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sicher nicht mit Obligatorien, aber viel-
leicht mit Anreizen und Humor. Die  
Leute müssen ohne Angst überzeugt 
werden, dass die Gesundheitsfolgenab-
schätzung eine gute und sinnvolle Sache 
ist.
Mein Fazit lautet darum: Gesundheits-
folgenabschätzung ist sowohl Philosophie 
als auch Instrument. Gesundheitsfol-
genabschätzung ist eine Art Trojani-
sches Pferd, um nicht bloss Krankenver-
sorgungspolitik, sondern multisektorale 
Gesundheitspolitik betreiben zu können. 
Und: Gesundheitsfolgenabschätzung 
muss pragmatisch und angemessen an-
hand einfacher Pilotprojekte eingeführt 
werden. Vertrauen und Respekt vor an-
deren Politiken sind Voraussetzung da-
für, dass das Prinzip der Gesundheitsfol-
genabschätzungen akzeptiert wird.

Drehen wir den Spiess zum 
Schluss einmal um: Wie sähe 
heute das schweizerische Ge-
sundheitssystem aus, wenn die 
finanziellen Auswirkungen ge-
sundheitspolitischer Massnah-
men konsequent abgeschätzt 
werden müssten? 

Aber das machen wir ja immer! Wir 
sprechen regelmässig über die finanzi-
elle Auswirkung gesundheitspolitischer 
Massnahmen: Die Umstrukturierung 
des Spitalwesens hat mit Finanzen zu 

folgenabschätzung steht hier erst am 
Anfang. 

Was braucht es, damit diese 
Selbstverständlichkeit der Ge-
sundheitsfolgenabschätzung 
wachsen kann? Braucht es nicht 
einen gewissen Druck, zum 
Beispiel ein Obligatorium oder 
eine Regel, die sie zum Standard 
macht?

Oh, nein. Hände weg vom Obligatorium! 
Sonst ist die Gesundheitsfolgenabschät-
zung tot. In der Schweiz werden Obliga-
torien sehr schlecht aufgenommen. Und 
auch das geplante Präventionsgesetz 
sieht Gott sei Dank kein Obligatorium 
vor, sondern überlässt es dem Bundes-
rat, im Einzelfall eine Gesundheitsfol-
genabschätzung bei Projekten von be-
sonderer Tragweite durchführen zu 
lassen. 

Erstrebenswert ist aber eine 
Kultur der multisektoralen Denk-
weise: über den eigenen Zaun 
seines Sektors zu denken, auch 
für die anderen mitzudenken 
und ein Bewusstsein für die 
Folgen des eigenen Handelns zu 
entwickeln. Das gilt natürlich 
auch für die Gesundheitspolitik, 
die zum Beispiel die wirtschaft-
lichen und sozialpolitischen 
Folgen ihrer Massnahmen ab-
schätzen muss. Diese multisek-
torale Denkweise zu verbreiten, 
ist sicher eine grosse Herausfor-
derung.

Ja. Für mich ist die Gesundheitsfolgen-
abschätzung – etwas spitz formuliert – 

eine Art Trojanisches Pferd, mit dessen 
Hilfe die multisektorale Denkweise Ver-
breitung finden kann. Mit Blick auf die 
Gesundheitspolitik hiesse dies, wegzu-
kommen von der reinen Gesundheits-
versorgungspolitik hin zu einer echten 
Gesundheitspolitik, in die auch wirt-
schaftliche, soziale und finanzielle As-
pekte hineinfliessen. Umgekehrt wer-
den Wirtschafts- und Finanzfachleute 
bei der Durchführung einer Gesund-
heitsfolgenabschätzung merken, dass 
einige ihrer Projekte mit Gesundheit 
sehr viel zu tun haben. In einer solchen 
Situation entsteht dann eben Gesund-
heitspolitik unter Mitwirkung verschie-
dener Departemente und nicht nur im 
Departement des Innern. 
Die Gesundheitsfolgenabschätzung ist 
für mich ein erster Schritt, um das Be-
wusstsein für Gesundheitsfragen au-
sserhalb der klassischen Gesundheits-
bereiche (sprich: Gesundheitswesen) zu 
fördern. Man muss das ganz sanft tun, 

Parlamentarier erhalten die entspre-
chenden Botschaften, in denen die Fol-
gen eines zukünftigen Gesetzes für die 
verschiedenen Bereiche aufgzeigt wer-
den. Zum Beispiel die Folgen für die 
Wirtschaft, für das Budget des Bundes, 
für die Beziehungen zu Europa, für das 
Wirtschaftswachstum und so weiter. 
Warum sollen wir uns also nicht auch 
über die Folgen für die Gesundheit Ge-
danken machen? Natürlich darf man 
das nicht übertreiben und für jede Bot-
schaft ein nationales Forschungsprojekt 
lancieren. Das wäre unverhältnismä-
ssig. Dennoch muss man sich die Mühe 
machen, Instrumente zu entwickeln, die 
bei Vorhaben von grösserer Tragweite 
die möglichen Gesundheitsfolgen be-
schreiben können. Dies könnte auch die 
politischen Diskussionen im Parlament 
im Sinne einer Güterabwägung transpa-
renter machen. 

Wenden wir uns dem eigent-
lichen Instrument zu: Wie kann 
es – ganz pragmatisch gesehen – 	
in die verschiedenen Ämter der 
öffentlichen Verwaltung einge-
bettet werden, damit es seine 
Wirkung entfaltet? 

Ganz sicher muss jemand die Führung 
übernehmen: in meinen Augen das Ge-
sundheitsamt auf kantonaler Ebene  
und das Bundesamt für Gesundheit auf 
Bundesebene. Sie müssen den Lead ha-
ben, die Methodik entwickeln, good 
practice dokumentieren, internationale 
Entwicklungen beobachten und so  
weiter. Anhand einer einfach zu hand-
habenden Checkliste sollte es Ämtern, 
die zum Beispiel an einem neuen Trans-
portgesetz oder Arbeitslosengesetz  
schreiben, möglich sein, rasch und 
pragmatisch herauszufinden, ob das je-
weilige Gesetz etwas mit Gesundheits-
fragen zu tun hat. Wenn ja, sollte eine 
interdisziplinär zusammengesetzte Grup-
pe das weitere Vorgehen festlegen. Dabei 
gilt es zu vermeiden, dass Gesundheit 
per se einen höheren Stellenwert als  
alle anderen Politikfelder einnimmt – 
und hier profitiere ich von meinen Er-
fahrungen als Tessiner Kantonsarzt. 
Damit riskiert man nur, dass sich ge-
sundheitsferne Ämter aus Angst vor ei-
nem Machtkonflikt verschliessen. Damit 
erreicht man letztlich nichts. Nur mit ei-
nem pragmatischen, unvoreingenom-
menen Vorgehen kann sich die Kultur 
der Gesundheitsfolgenabschätzung ver-
breiten und verwurzeln. 

Können Sie sich vorstellen, dass 
die Gesundheitsfolgenabschät-
zung einen ähnlichen Stellen-
wert bekommt wie die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung?

Absolut, ja. Für mich war das schon 
von Beginn weg der Gedanke. Heute ist 
die Umweltverträglichkeitsprüfung ab-
solut normal. Die jüngere Generation 
ist damit aufgewachsen. Sie kann sich 
gar nicht vorstellen, dass man ein gro-
sses Projekt beginnt, ohne dessen Ein-
fluss auf die Umwelt zu prüfen. Das 
meine ich mit Kultur. Die Gesundheits-

tun, die Einführung von Managed care 
auch, ebenso die Konzentration der 
Spitzenmedizin. Hier besteht kein 
Handlungsbedarf, wir sprechen genü-
gend über Geld. Wir sollten hingegen 

vermehrt über die Gesundheitsfolgen 
der Finanzpolitik oder der Sozialpolitik 
sprechen. Welche Gesundheitsfolgen 
hat beispielsweise eine zu knappe oder 
zu grosszügige Arbeitslosenversiche-
rung? Darüber spricht man nicht. Die-
ses vernetzte Denken fehlt, ist aber so 
unheimlich wichtig. Mir selber hat es 
auch lange gefehlt, und ich beginne es 
erst heute zu entwickeln. So sind bis-
lang graue Gebiete für mich heute etwas 
farbig geworden, und ich habe verstan-
den, dass mein Bereich nicht das Zent-
rum der Welt und alles andere nicht ein-
fach Nebensache ist. 

«Gesundheit ist ein hohes, aber nicht immer das höchste Gut.» 

 «�Nur mit einem pragma-
tischen, unvoreingenom-
menen Vorgehen kann sich 
die Kultur der Gesundheits-
folgenabschätzung verbrei-
ten und verwurzeln.»  «�Das vernetzte Denken fehlt, 

ist aber so unheimlich 
wichtig.»
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Grippe-Kampagne 2010/2011. Die 
aktuelle Präventionskampagne 
gegen die saisonale Grippe setzt 
auf Kontinuität: Sie hält am Leit­
gedanken und am Design der 
letztjährigen Pandemie-Kampagne 
fest und baut die Massnahmen  
zur Verbreitung des Grippe-Impf­
checks aus.

«Gemeinsam gegen Grippe» lautet auch 
dieses Jahr der Slogan der nationalen 
Grippekampagne des Bundesamts für 
Gesundheit (BAG). Im Zentrum der 
Kampagne steht neben den einfachen 
praktischen Anweisungen für einen 
wirksamen Schutz vor Ansteckungen 
wiederum der Aufruf zum Grippe-Impf-
check. Personen ab 65 Jahren wird indes 
empfohlen, sich generell jährlich imp-
fen zu lassen.

Virale Verbreitung 	
des Grippe-Impfchecks 

Der 2009/2010 eingeführte Grippe-Impf-
check, über den die Bevölkerung via Pla-
kate und Internetbanner informiert wird, 
kann online auf der Informationsplatt-
form www.gemeinsamgegengrippe.ch 
durchgeführt werden. Mittels eines Fra-
gebogens kann man einfach und schnell 
herausfinden, ob eine Impfung ange-
bracht oder gar notwendig ist. Neu kann 
der Grippe-Impfcheck auch auf Fremd-
seiten wie Websites von Behörden, Un-
ternehmen und Privatpersonen sowie 
auf Intranetseiten eingebunden werden. 
Ziel ist es, den Grippe-Impfcheck im 
Sinne einer viralen Kampagne über die 
digitalen Kanäle noch stärker unter die 
Bevölkerung zu bringen. Die hohen Nut-
zungszahlen des Grippe-Impfchecks 
vom letzten Jahr beweisen, dass das An-
gebot einer Selbstevaluation einem Be-
dürfnis der Bevölkerung entspricht. Die 

Resultate des Impfchecks können aus-
druckt werden und als Grundlage für 
ein Beratungsgespräch mit dem Arzt 
oder der Ärztin genutzt werden. Zudem 
werden durch dieses Online-Angebot 
Telefon-Infolines und Fachpersonen 
entscheidend entlastet.
Neben der Website stellt das BAG  
auch eine Telefon-Impf-Infoline, In-
fobroschüren für die Bevölkerung und 
Gesundheitsfachleute sowie mit einem 
Logo personalisierbare Merkblätter zur 
saisonalen Grippe zur Verfügung. Im 
Fokus der Kampagne sind insbesondere 
Personen ab 65 Jahren, denen über An-
zeigen in Magazinen die Botschaft ver-
mittelt werden soll, sich gegen die Grip-
pe impfen zu lassen. Zudem wird der 
Twitter «Gemeinsam gegen Grippe» ge-

startet, über den sich interessierte Krei-
se laufend über die saisonale Grippe in-
formieren können.

Solidaritätsgedanke verankern 
Die Solidarität mit den Risikogruppen 
war 2009/2010 eine der Hauptmotivati-
onen für eine Grippeimpfung. Dieser So-
lidaritätsgedanke, der auch im Slogan 
«Gemeinsam gegen Grippe» zum Aus-
druck kommt, soll ebenfalls weiterhin 
verbreitet werden. Das Bewusstsein der 
Bevölkerung soll geschärft werden, dass 
eine Impfung nicht nur einen selbst, 
sondern auch die Menschen im unmit-
telbaren Umfeld schützt. Vor allem wer 
im privaten und beruflichen Alltag Kon-
takt zu besonders gefährdeten Men-
schen hat, sollte sich aus Solidarität 

impfen lassen. Zu den Risikogruppen 
zählen etwa Patientinnen und Patienten 
in Pflegeeinrichtungen, ältere Men-
schen, chronisch Kranke, Säuglinge un-
ter sechs Monaten, Frühgeborene und 
schwangere Frauen. Die Grippeimpfung 
empfiehlt sich demnach insbesondere 
für alle Medizinal- und Pflegefachperso-
nen, alle im paramedizinischen Bereich 
tätigen Personen sowie für Mitarbeiten-
de von Kinderkrippen, Tagesstätten und 
Alters- und Pflegeheimen.

Kontakt: Norina Schwendener, 
Sektion Kampagnen, 
norina.schwendener@bag.admin.ch 

«Gemeinsam gegen Grippe» wird fortgesetzt
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Evaluationen. Zwei Expertenbeur­
teilungen zur schweizerischen 
Pandemiebekämpfung des H1N1-
Grippevirus («Schweinegrippe») 
attestieren den verantwortlichen 
Akteuren ein grosses Engagement 
bei der Krisenbewältigung, decken 
aber auch Verbesserungspotenzial 
auf. 

Die zwei von externen Experten durch-
geführten Evaluationen beziehen sich 
auf die schweizerische H1N1-Impfstra-
tegie und auf die BAG-interne Krisenor-
ganisation im Zusammenhang mit der 
H1N1-Krise, die von März 2009 bis Fe-
bruar 2010 dauerte. Zweck der Evalua-
tionen war es, Optimierungsvorschläge 
für künftige Impfstrategien im Krisen-
fall und BAG-interne Krisenbewältigun-
gen sowie Empfehlungen für das revi-
dierte Epidemiengesetz zu gewinnen, 
das sich derzeit in der Vernehmlassung 
befindet.

Evaluation der Impfstrategie: 
Pandemien erfordern eine starke 
zentrale Steuerung

Die Hauptziele der Evaluation der 
schweizerischen Impfstrategie bestan-
den in der Beurteilung der Impfplanung 
sowie der Beschaffung, Zulassung, Aus-
lieferung, Feinverteilung, Anwendung 
und Weiterverwendung/Entsorgung des 
Impfstoffs. Gemäss den Experten haben 
die Schweizer Behörden die Situation 
insgesamt gut gemeistert. Viele Schwie-
rigkeiten, mit denen die Schweiz zu 
kämpfen hatte, waren auch in andern 

Gesundheitsförderung. Anbietende 
und Konsumierende der Gemein­
schaftsgastronomie stehen den im 
Dezember 2009 veröffentlichten 
Qualitätsstandards für eine ge­
sundheitsfördernde Gemein­
schaftsgastronomie grundsätzlich 
positiv gegenüber, äussern aber 
auch Bedenken.

Angesichts der ständig steigenden Zahl 
ernährungsbedingter Krankheiten ge-
winnen die Ernährungswelten der Be-
völkerung immer mehr an Bedeutung. 
Zu diesen gehört auch die Gemein-
schaftsgastronomie. Der Schweizer Ver-
band für Spital-, Heim- und Gemein-
schaftsgastronomie (SVG) geht von über 
einer Million Personen aus, die sich täg-
lich in der Gemeinschaftsgastronomie 
verpflegen. Sie ist deshalb ein wichtiger 
Ansatzpunkt für Massnahmen der Ge-
sundheitsförderung und Prävention. Vor 
diesem Hintergrund entwickelte ein 
Gremium aus Ernährungsfachleuten im 
Jahr 2009 die «Schweizer Qualitätsstan-
dards für eine gesundheitsfördernde 
Gemeinschaftsgastronomie». Es han-
delt sich um Standards in Form von 
Empfehlungen für die Bereiche Verpfle-
gungsangebot, Kommunikation (z. B. Feed
backkultur) und Ambiente (z. B. Raum-

europäischen Ländern aufgetreten. 
Als zentrales Problem im Umgang mit 
der H1N1-Pandemie eruierten die Eva-
luatoren die mangelnde Koordination 
und Standardisierung des nationalen 
und der kantonalen Pandemiepläne. Sie 
empfehlen, dem Bund die Kompetenz 
für die Standardisierung und schweiz-
weite Durchsetzung von essenziellen 
Elementen von Pandemieplänen zu 
übertragen. Dazu gehört insbesondere 
die Kontrolle über einen standardisier-
ten Vertriebsprozess der Impfstoffe vom 
Zentrallager zu den Kantonen. Zudem 
sollen Szenarien für unterschiedliche 
Schweregrade des Pandemieverlaufs in 
die Pandemiepläne integriert werden. 
In der präpandemischen Phase sollten 
die wichtigsten Prozesse zudem regel-
mässig geübt werden. Für die Beschaf-
fung von Impfstoff schlagen die Exper-
ten vor, künftig bei der Auswahl der 
Impfstoffe die Möglichkeiten eines ver-
einfachten regulatorischen Vorgehens 
stärker zu berücksichtigen. Zudem wür-
de ein Datenaustausch-Abkommen zwi-
schen der schweizerischen Zulassungs-
stelle Swissmedic und anderen wichtigen 
Zulassungsbehörden (z. B. der europäi-
sche Arzneimittelagentur EMEA) die 
Zulassungsverfahren erheblich verein-
fachen und beschleunigen, was in einer 
Notsituation unabdingbar ist.
Um die Kommunikation im Krisenfall  
zu verbessern, empfehlen die Autoren, 
eine Kommunikationsstrategie in den 
Pandemieplan zu integrieren, die eine 
Führungsperson benennt, welche die 
Leitung der schweizweiten Kommuni-

gestaltung) sowie Nachhaltigkeit und 
Wirtschaftlichkeit.

«Je gesünder, desto günstiger»
Bei einer Umfrage bei Fachleuten wie 
auch bei den Konsumentinnen und Kon-
sumenten reagierte die Mehrheit der 
Befragten grundsätzlich positiv auf die 
Idee der Einführung von gesundheits-
fördernden Standards. Bedenken gab es 
jedoch bezüglich der praktischen Um-
setzung, vor allem in Hinblick auf die fi-
nanziellen Folgen für die Anbieterinnen 
und Anbieter (zusätzlicher Ressourcen-
bedarf), aber auch für die Konsumentin-
nen und Konsumenten. Weiter wurden 
Befürchtungen laut, dass die Einfüh-
rung von Standards mit einer Art Nivel-
lierung innerhalb der Gemeinschafts
gastronomie und einer Einschränkung 
des Verpflegungsangebots einhergehen 
könnte. Es wurde unterstrichen, dass 
die Gemeinschaftsgastronomie viel 
Spielraum braucht, weil sie jeden Tag 
dieselben Menschen verpflegt. Seitens 
der Konsumierenden zeigte sich, dass 
das grösste Potenzial, um sie für eine 
gesündere Ernährung zu motivieren, in 
einem Angebot nach dem Motto «Je ge-
sünder, desto günstiger» liegt. Es gilt 
demnach, die Konsumierenden mit 
preislich attraktiven und gleichzeitig ge-

kation übernimmt und die Kommuni-
kation mit allen Stakeholdern koordi-
niert.
Mit der Revision des Epidemiengesetzes 
sollte die Position des Bundes insgesamt 
gestärkt und damit die Voraussetzung 
für eine effektive und effiziente Impf-
strategie geschaffen werden. Das der-
zeit geltende Gesetz verleiht dem Bund 
keine rechtliche Grundlage für die Vor-
bereitung und die Überwachung einer 
koordinierten und kohärenten Reaktion 
auf eine pandemische Grippe, bevor sie 
die kritische Phase erreicht hat. In den 
meisten Fällen ist dies aber zu spät. 

Evaluation der BAG-internen 	
Krisenorganisation: 	
Schattenorganisation schon 
während des courant normal 
aufbauen

Die Evaluation der BAG-internen Kri-
senorganisation kommt insgesamt zur 
Erkenntnis, dass die Mitarbeitenden des 
BAG die Krise mit grossem Engagement 
und Flexibilität bewältigt und ihre Er-
fahrungen aus früheren Krisen einge-
bracht haben. Defizite stellten die Ex-
perten vor allem in der systematischen 
und konsequenten Planung und Umset-
zung der BAG-Krisenorganisation fest. 
Diese sollte schon in Zeiten des courant 
normal als Schattenorganisation aufge-
baut werden, damit sie in der Krisenzeit 
rasch aktiviert werden kann. Das be-
dingt das Erstellen von Anforderungs-
profilen für die verschiedenen Krisen-
funktionen und die entsprechende 
Rekrutierung und Schulung der Mitar-

sunden, schmackhaften sowie schön 
präsentierten Gerichten zu einer gesün-
deren Ernährung im Alltag zu bewegen.

«Good Practice»-Strategie
Für die Umsetzung der Qualitätsstan-
dards wird die Strategie der «Good 
Practice» − also der Verbreitung von gu-
ten, praxistauglichen Lösungen − ver-
folgt. Hierzu setzen die Forschungspart-
nerinnen und -partner der Berner 
Fachhochschule (BFH) und der Schwei-
zerischen Gesellschaft für Ernährung 

beitenden. Auch soll unter den Beteilig-
ten eine klarere Trennung zwischen 
Prozess- und Fachverantwortung vorge-
nommen werden. Die Krisenbewältigung 
im Zusammenhang mit dem H1N1-Virus 
wurde anfangs zu sehr als medizinisch-
wissenschaftliches Problem statt als or-
ganisatorische Herausforderung ver-
standen, was zu personellen Änderungen 
mitten in der Krise führte.
Mit den Krisenhandbüchern des BAG 
und der Direktion für Öffentliche Ge-
sundheit waren wichtige Ansätze und 
Instrumente zur Krisenbewältigung 
zwar vorhanden, diese waren in der Or-
ganisation aber zu wenig verankert und 
wurden dementsprechend wenig ge-
nutzt. Das Erstellen eines Krisenhand-
buchs in Form eines Organisationsent-
wicklungsprozesses mit allen Beteiligten 
würde dessen Akzeptanz und Nutzung 
erheblich steigern. 
Das Fazit aus den beiden Evaluationen 
lautet für das BAG: Zu überarbeiten sind 
das Epidemiengesetz in Richtung einer 
Stärkung der Bundeskompetenzen im 
Falle einer (drohenden) Pandemie, der 
Pandemieplan Schweiz sowie die Kri-
senorganisation und die Krisenhandbü-
cher des BAG im Sinne eines Organisa-
tionsentwicklungsprozesses. Vieles 
davon wurde bereits an die Hand ge-
nommen. Zudem müssen essenzielle 
Teile einer Krisenbewältigung vorgän-
gig und regelmässig geübt werden.

Kontakt: Eva Bruhin, 
Evaluation und Forschung, 
eva.bruhin@bag.admin.ch

(SGE) ihre Zusammenarbeit mit der 
Praxis fort. Finanziell und fachlich un-
terstützt werden sie vom Bundesamt für 
Gesundheit (BAG) und von einem inter-
disziplinären Fachgremium. 

Link: www.goodpractice- 
gemeinschaftsgastronomie.ch

Kontakt: Valérie Bourdin, 
Sektion Ernährung und Bewegung, 
valerie.bourdin@bag.admin.ch 

Schweizer Pandemiebekämpfung im Check-up

Gemeinschaftsgastronomie äussert sich zu Qualitätsstandards
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Sektionen, Fachstellen Telefon Sektionen, Fachstellen Telefon

Sektion Alkohol und Tabak 031 323 87 86 Sektion Grundlagen 031 323 87 93

Sektion Drogen 031 323 87 13 Sektion Kampagnen 031 323 87 79

Sektion Prävention  
und Promotion

031 323 88 11 Sektion Ernährung  
und Bewegung

031 323 87 55

Aids Dokumentation 031 323 26 64 Nationales Programm  
Migration und Gesundheit

031 323 30 15

Ja ...
… ich möchte «spectra»,  
den Newsletter für Gesundheits
förderung und Prävention, 
regelmässig kostenlos erhalten. 

Bitte senden Sie «spectra»  
an folgende Adresse:

Name
 
Vorname
 
Adresse
 
Ort

Bitte senden Sie mir «spectra»  
in folgender Sprache:

  Deutsch
  Französisch
  Englisch

Bitte senden Sie mir mehrere  
Exemplare von «spectra»:
Anzahl

   Deutsch
   Französisch
   Englisch

Bestelladresse:
GEWA
Alpenstrasse 58
Postfach
3052 Zollikofen
Telefon 031 919 13 13
Fax 031 919 13 14

Titel Datum/Ort Kurzbeschrieb Kontaktadresse

Nationales Forum  
Alter und Migration

30. November 2010,  
Hotel Allegro,  
Kursaal, Bern

Nationale Fachtagung zur 
gesundheitlichen und sozi-
alen Situation der älteren 
Migrationsbevölkerung in 
der Schweiz

Nationales Forum  
Alter und Migration
Sekretariat  
c/o Schweizerisches
Rotes Kreuz SRK
Werkstrasse 18,  
CH-3084 Bern

4. QuaTheDA-Symposium 20. Januar 2011,  
EPA (Eidgenössisches  
Personalamt),  
Eigerstr. 71, Bern

Revision Referenzsystem 
QuaTheSI – KlientInnen- 
Zufriedenheit. 
Der Vormittag ist dem  
Austausch der Erfahrungen 
mit dem Referenzsystem 
QuaTheDA gewidmet. Am 
Nachmittag werden die 
neuen Zufriedenheitsfrage-
bogen QuaTheSI I, II, III und 
VII vorgestellt.

Infodrog, Eigerplatz 5,  
PF 460, 3000 Bern 14 
Tel. 031 376 04 01, 
Fax 031 376 04 04
www.infodrog.ch
office@infodrog.ch 
www.quatheda.ch

Gratis-Abo

Agenda
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Sozietales Lernen

 3 Wenn die Gesellschaft lernt
Was passiert, wenn eine Gesellschaft als Ganzes kollektiv lernt? Diesen 
Prozess beschreibt das sozietale Lernen. Erkenntnisse über die Mechanismen 
solcher Lernprozesse liefern unter anderem Antworten zu grundsätzlichen 
Fragen der Prävention. Wie hat die Gesellschaft auf das Elend der Süchtigen in 
den offenen Drogenszenen in den 80er- und 90er-Jahren reagiert? Wie läuft 
der Lernprozess beim Passivrauchen? Beim sozietalen Lernen, dem die zweite 
Suchtakademie 2009 im Tessin gewidmet war, geht es also um den Aufbau von 
Kompetenzen in einer Gesellschaft, um gemeinsam komplexe Probleme 
analysieren und Lösungsansätze entwickeln zu können. Und letztlich muss der 
Wertewandel auch nachhaltig verankert werden.

 4 Interview mit Verena El Fehri und Sandro Cattacin
Wie funktioniert gesellschaftliches Lernen, wie kann es für die Prävention 
genutzt werden und welche Grenzen sind dem sozietalen Lernen gesetzt? Im 
spectra-Interview äussern sich der Soziologieprofessor Sandro Cattacin und 
die Tabakpräventionsspezialistin Verena El Fehri über das Konzept und den 
praktischen Nutzen des sozietalen Lernens, den Austausch von Fachleuten an 
der Tessiner Suchtakademie, die Gefahr der Manipulation und die Chancen 
und Grenzen gesellschaftlicher Lernprozesse.

 8 Eine Grippekampagne in Rekordzeit
In einer Rekordzeit von nur vier Wochen hat das Bundesamt für Gesundheit 
eine Kampagne lanciert, welche die Verbreitung der Grippe in der Schweiz 
eindämmen soll. Drei- bis fünfmal mehr Menschen als in normalen Jahren 
könnten sich nämlich diesen Herbst mit dem Virus anstecken. Einfache 
Botschaften informieren auf witzige Art und Weise, wie jede und jeder 
Einzelne die Verbreitung der Krankheit bremsen kann. Verschiedene bekannte 
Komiker vermitteln diese Botschaften in TV-Spots und betonen dabei: Es ist 
kein Witz!
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Psychische Gesundheit

 3 Migration belastet auch die Psyche
«Depression kann jede/n treffen» ist der Titel einer Informationsbroschüre für 

Betroffene und ihre Angehörigen. Migrantinnen und Migranten sind von 

Depression häufi ger betroffen als Schweizerinnen und Schweizer. Denn der 

Migrationsprozess bringt eine Reihe von Belastungen mit sich – insbesondere 

für die psychische Gesundheit. Deshalb ist die Broschüre mit migrationsspezi-

fi schen Inhalten und Empfehlungen erweitert worden und wird in acht 

Sprachen erhältlich sein. Eine Massnahme, die sich einreiht in den Kontext des 

Nationalen Programms Migration und Gesundheit. Übergeordnetes Ziel ist ein 

chancengleicher Zugang zum Schweizer Gesundheitssystem für alle.

 4 Mit vereinten Kräften gegen Depression

Jeder zweite Mensch erkrankt im Laufe seines Lebens an einer psychischen 

Krankheit. Depression und Suizidalität sind in der Schweiz weit verbreitet. 

Dennoch wird nur jede vierte Person, die unter mittleren bis starken Sympto-

men leidet, behandelt. In mehreren Kantonen haben sich Aktionsbündnisse 

gegen Depression gebildet. Nach Zug und Bern hat vor zwei Jahren auch 

Luzern ein solches Aktionsbündnis lanciert. Hauptziele sind Information und 

Entstigmatisierung. Depression soll als Krankheit anerkannt werden, für die 

man sich nicht zu schämen braucht.

 8 Ein Kurs für Menschen mit HIV und Aids

Wer von einer Infektion mit HIV erfährt, hat viele Fragen. Welche Auswirkun-

gen hat der neue Serostatus auf Beruf, Karriere, Versicherung, Familie, 

Partnerschaft? Neben der medizinischen Betreuung brauchen HIV-Positive 

auch Unterstützung bei der Bewältigung der neuen Lebenssituation. Als Gefahr 

zeigt sich insbesondere die Vereinsamung und drohende Isolation. Ein Kurs für 

Menschen mit HIV, der im Frühjahr erstmals in Arosa durchgeführt wurde, 

liefert erste Hinweise darauf, welche Hilfe Betroffene am dringendsten 

benötigen. Ein zweiter Kurs ist bereits für das Frühjahr 2010 geplant. 
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Titel Inhalt/Umfang Bezugsquelle

Newsletter Migration und 
Gesundheit (elektronisch)

Der Newsletter Migration und Gesundheit informiert Sie 
drei- bis viermal jährlich auf Deutsch oder Französisch 
über aktuelle Projekte, Publikationen und Veranstaltun-
gen des Nationalen Programms Migration und Gesund-
heit.

www.miges.admin.ch 

Invalidität und Migration Zwei Studien des Bundesamts für Sozialversicherung BSV 
erhellen den Hintergrund des kontroversen Themas.

www.news.admin.ch/ 
message/index.
html?lang=de&msg-
id=33595

Publikationen
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Migration und Gesundheit. Wenn 
es um die Gesundheit geht, ist es 
entscheidend, zu verstehen und 
verstanden zu werden. Fremdspra­
chige brauchen daher bei Bera­
tungsgesprächen oder Arztkonsul­
tationen nicht selten interkulturelle 
Übersetzung – eine Dienstleistung, 
die in der multikulturellen Schweiz 
zusehends an Bedeutung gewinnt. 
Das Bundesamt für Gesundheit 
(BAG) engagiert sich seit 2002 sehr 
aktiv in diesem Gebiet. 

Bei der erfolgreichen Behandlung und 
Prävention von Krankheiten und Verlet-
zungen spielen vertrauensvolle und dif-
ferenzierte Gespräche eine zentrale Rol-
le. Wenn diese Gespräche auch mit den 
hierzulande lebenden Migranten und 
Migrantinnen gelingen sollen, ist die 
Anwesenheit von interkulturellen Über-
setzern oder Übersetzerinnen oft uner-
lässlich. Interkulturelles Übersetzen un-
terscheidet sich vom herkömmlichen 
Dolmetschen darin, dass bei Bedarf 
auch eine kulturelle Übersetzungsleis-
tung erbracht wird, etwa indem die am 
Gespräch Beteiligten auf unterschiedli-
che Wahrnehmungen, Wertvorstellun-
gen und Bedeutungen aufmerksam ge-
macht werden. 

Ungesunde 	
Verständigungsschwierigkeiten

Zurzeit leben in der Schweiz schät-
zungsweise 200 000 Personen, die we-
der eine Landessprache noch Englisch 
verstehen. In der Migrationsbevölke-
rung, die etwa einen Fünftel der Wohn-
bevölkerung ausmacht, gibt es zudem 
eine nicht zu unterschätzende Anzahl 
von Personen, die zwar ein Alltagsge-
spräch bewältigen können, aber von 
komplizierteren Erläuterungen zu Ge-
sundheitsfragen bald einmal sprachlich 
überfordert sind. Dies kann sich zum 
Beispiel bei Arztgesprächen negativ auf 
das Vertrauensverhältnis, die Thera-
pietreue und schliesslich auf den Thera-
pieerfolg auswirken. Im Alltag werden 
oft Angehörige (zum Teil auch Kinder) 
oder zufällig anwesendes Personal als 
Ad-hoc-Dolmetschende zugezogen. Sol-
che improvisierten Lösungen können  
aufgrund mangelnder Kompetenz zu  
erheblichen Problemen wie Fehldiag-
nosen und falschen Behandlungen  
führen. 

650 Übersetzende 	
in 50 Sprachen 

Fachleute und Behörden haben das Pro-
blem schon vor Längerem erkannt. Das 
BAG fördert das interkulturelle Überset-
zen seit 2002. Im Rahmen des damals 
lancierten Nationalen Programms Mig-
ration und Gesundheit konnten bereits 
viele Projekte realisiert werden. Unter 
anderem wurde ein Kompetenzzentrum 
geschaffen, – derzeit geführt vom Verein 
Interpret –, das mit der Qualitätsent-
wicklung und -sicherung für das inter-
kulturelle Übersetzen (z. B. Akkreditie-
rung von Ausbildungsinstitutionen) 
betraut worden ist. Bislang sind in der 

Schweiz 650 Personen als interkultu-
relle Übersetzer und Übersetzerinnen 
in den 50 geläufigsten Sprachen der Mi-
grationsbevölkerung zertifiziert wor-
den. Sie sind an die Schweigepflicht ge-
bunden und können – im Gegensatz zu 
den spontan zum Übersetzen herbeige-
zogenen Angehörigen – eine professio-
nelle Qualität der Verständigung bei 
Arztkonsultationen oder Beratungsge-
sprächen gewährleisten. In der jetzigen 
zweiten Phase des Nationalen Pro-
gramms (2008 – 2013) soll die Qualität 
des interkulturellen Übersetzens wei-
terhin gefördert werden. Eine entspre-
chende Berufsprüfung mit einem vom 
Bundesamt für Berufsbildung und 
Technologie anerkannten eidgenössi-
schen Fachausweis ist bereits geschaf-
fen worden. 

Vielfältige Projekte zur 	
Förderung des interkulturellen 
Übersetzens

Neben dem Kompetenzzentrum haben 
eine Reihe weiterer Projekte und Publi-
kationen zur Förderung des interkultu-
rellen Übersetzens beigetragen. Dazu 
gehören:
– �Fachpersonen aus dem Gesundheits-

bereich können via Website www.
migesplus.ch Gesundheitsinformatio-
nen in mehr als 25 Sprachen bezie-
hen, um diese in ihrem Praxisalltag 
an Migranten und Migrantinnen 
abzugeben. 

– �Das Handbuch «Diversität und Chan-
cengleichheit», das im Rahmen des 
Projekts Migrant Friendly Hospitals 
entstanden ist, weist den Bedarf 
nach interkulturellem Übersetzen im 
Spitalalltag nach und macht konkrete 
Empfehlungen für die Umsetzung.

– �Der Dokumentarfilm «Verstehen 
kann heilen» veranschaulicht, wie 
interkulturelles Übersetzen im Spi-
talalltag eingesetzt wird.

– �Das Rechtsgutachten «Übersetzen im 
Gesundheitsbereich: Ansprüche und 
Kostentragung» belegt, dass nieman-
dem wegen mangelnder Sprach-
kenntnisse eine medizinisch indizier-
te Behandlung vorenthalten werden 
darf. Zudem muss die Aufklärung zur 
Erreichung des «informed consent» 
in einer für den Patienten bzw. die 
Patientin verständlichen Sprache 
erfolgen. 

– �Die Vorstudie «Kosten und Nutzen 
des interkulturellen Übersetzens im 
Gesundheitswesen» skizziert, wie die 
Argumentation wissenschaftlich zu 
belegen ist, dass dank interkulturel-
lem Übersetzen ungünstige Krank-
heitsverläufe und medizinische Über-
versorgung vermieden werden 
können. Die Autoren kommen zum 
Schluss, dass der Einsatz von ge-
schulten Dolmetschenden Investi
tionscharakter hat: Er löst zwar 
kurzfristig zusätzliche Kosten im 
Gesundheitswesen aus, diese werden 
aber durch langfristige Kostenein-
sparungen im Gesundheitswesen, in 
der Wirtschaft und in der Gesell-
schaft aufgewogen. 

Für die bessere Verständigung im Ge-
sundheitswesen ist also schon viel getan 
worden – jetzt muss das Angebot nur 
noch besser bekannt und genutzt wer-
den. 

Links zum Thema
www.miges.admin.ch
www.inter-pret.ch 

Kontakt: Michèle Baehler, 
Nationales Programm 
Migration und Gesundheit, 
michele.baehler@bag.admin.ch 

Förderung des interkulturellen Übersetzens trägt Früchte

Publikation resümiert Forschungsergebnisse

Die Publikation «Sprachliche Brücken zur Genesung. Übersetzen im interkulturellen 
Gesundheitswesen der Schweiz» beleuchtet das interkulturelle Übersetzen aus qua­
litativer, rechtlicher und wirtschaftlicher Sicht. Sie resümiert wesentliche Erkenntnis­
se zum Thema und zeigt, in welchem Forschungskontext diese eingebettet sind. Die 
Publikation basiert auf zehn Expertenberichten und rund sechzig Artikeln aus Zeit­
schriften oder Sammelbänden, die bis anhin in der Schweiz zum Thema «Interkultu­
relle Verständigung im Gesundheitswesen» entstanden sind.

Die Publikation erscheint Ende Januar 2011 auf Deutsch und Französisch und wird 
via www.miges.admin.ch erhältlich sein.

Nationaler Telefondolmetschdienst

Während bei heiklen Kommunikationssituationen eine persönlich anwesende Fach­
kraft nötig ist, hat sich Telefondolmetschen in vielen Fällen als geeignete und effizi­
ente Ergänzung erwiesen. Das BAG finanziert daher den Aufbau eines nationalen 
Telefondolmetschdienstes, der insbesondere im Gesundheitsbereich (in Spitälern, 
Kliniken und Ambulatorien) zum Einsatz kommen soll. Diese Dienstleistung ist als 
Ergänzung zum bestehenden Angebot im Face-to-face-Bereich zu verstehen. 

Die öffentliche Ausschreibung zur Vergabe des Projekts «Aufbau und Führung eines 
Nationalen Telefondolmetschdienstes» hat bereits stattgefunden. Den Zuschlag für 
die Durchführung des Auftrags hat AOZ Asylorganisation Zürich Medios bekom­
men. Der Telefondolmetschdienst wird im Januar 2011 starten.

Weitere Informationen unter www.miges.admin.ch > Interkulturelles Übersetzen  
> Projekte
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Alkoholprävention. Die Gesell­
schaft sucht nach einem neuen 
Umgang mit dem Alkohol. Wie 
können wir einen genussvollen 
Umgang mit dem Kulturgut Alko­
hol praktizieren und vorleben, den 
Interessen von Gastronomie und 
Detailhandel Rechnung tragen – 
und gleichzeitig glaubwürdig den 
Exzessen und ihren Folgekosten 
entgegentreten? Es besteht Dis­
kussionsbedarf!

Deshalb plant das Bundesamt für Ge-
sundheit zusammen mit verschiedenen 
Trägern eine neuartige Form der Kam-
pagnenführung, in deren Mittelpunkt 
der gesellschaftliche Dialog steht – das 
Gespräch am Tisch, die Aktion im Quar-
tier. Als erster Schritt findet vom 21. bis 
29. Mai 2011 eine Aktionswoche statt – 
eingebettet in ein trinationales Projekt 
mit Deutschland und Österreich. Auch 
die Aktionswoche lebt von den Men-
schen und Organisationen, die sie tra-
gen. Sie beginnt im Kleinen und wächst 
mit unseren gemeinsamen Engage-
ments.

Philosophie und Idee
– �Programmatisch partizipativ: Das 

BAG lädt Zivilgesellschaft, Wirt-
schaft, Kultur, Sport und Fachwelt 
zur Bildung einer gemeinsamen 
Plattform ein. Zentrale Träger haben 
sich bereits entschieden, die Aktions-
woche zu unterstützen.

– �Kontinuierlich im Gespräch: Die 
Aktionswoche und die längerfristige 
Rahmenkommunikation thematisie-
ren jene Fragen rund um den Alko-
hol, welche die Menschen und die 
Gemeinwesen beschäftigen. Für die 
Aktionswoche 2011 werden Umset-

zungspartner gesucht, die mit selbst 
organisierten Veranstaltungen und 
Aktionen zum Dialog rund ums The-
ma Alkohol beitragen. Der Kreativi-
tät sind kaum Grenzen gesetzt. 

– �Fachlich begleitet, tatkräftig unter-
stützt: Das BAG stellt zur Begleitung 
der Aktivitäten der Umsetzungspart-
ner fachlich fundierte Informations-
materialien zur Verfügung. Die Co-
Projektleitung steht für die Beratung 
von Engagierten in den Regionen zur 
Verfügung. 

– �Solid eingebettet: Die Aktionswoche 
baut auf der Vision des Nationalen 
Programms Alkohol 2008–2012 (NPA) 
auf: «Wer alkoholische Getränke 
trinkt, tut dies, ohne sich selber und 
anderen Schaden zuzufügen.»

Umsetzung
Die Vorbereitungen der Aktionswoche 
2011 sind im Herbst 2010 angelaufen. 
In enger Absprache mit der Träger-
schaft begann im Oktober die konzeptu-
ell-fachliche Basisarbeit: Erarbeitung 
des Slogans der Aktionswoche, Bestim-
mung zentraler Handlungsfelder, Kon-
zeption und Redaktion der Informati-
onsmaterialien (Flyer, Website etc.). 
Eine Information über die zur Verfü-
gung stehenden Informationsmateriali-
en an die Umsetzungspartner der Kam-
pagne ist für Anfang 2011 geplant.

Beiträge
Neugierig machen, Fragen stellen, Sicht-
weisen einbringen, Perspektiven öffnen: 
die Aktionswoche lebt von Aktivitäten 
und Veranstaltungen, die nicht «von 
oben» gepflanzt werden, sondern aus 
den Quartieren, Gemeinden und Regio-
nen, aus den Vereinen, Betrieben und 
Organisationen heraus wachsen. Dabei 

können die Umsetzungspartner auf zen-
trale Unterstützung zählen: Einerseits 
können sie sich bei der Konzeption ihrer 
Aktivitäten fachlich durch die Projektlei-
tung beraten lassen, und andererseits 
dürfen sie kostenlos gewisse Informati-
onskanäle und -materialien der Kam
pagne nutzen (Bekanntmachung der 
eignen Aktivität über die Kampagnen-
website, Abgabe von Flyern usw.). 

Trägerschaft 
Als Träger der Kampagne zugesagt haben: 
– �die Konferenz der kantonalen  

Gesundheitsdirektorinnen und  
-direktoren (GDK)

– �die Konferenz der kantonalen  
Polizei- und Justizdirektorinnen und 
-direktoren (KKJPD), vertreten durch 
die Schweizerische Kriminalpräven-
tion (SKP)

– �der Schweizerische Städteverband
– �das Staatssekretariat für Wirtschaft 

(seco)
– �die Nationale Arbeitsgemeinschaft 

Suchtpolitik (NAS-CPA)
– �der Verband Schweizer Lehrerinnen 

und Lehrer (LCH)
– �die Verbindung Schweizer Ärztinnen 

und Ärzte (FMH)
– �Swiss Olympic
– �die Beratungsstelle für Unfallverhü-

tung (bfu)
– �die Anonymen Alkoholiker

Projektleitung
Für die fachliche Abstützung und opera-
tive Umsetzung arbeiten die Sektion Al-
kohol und Tabak sowie die Sektion 
Kampagnen des BAG in der Projektlei-
tung mit den grossen Fachverbänden 
und -organisationen der Schweiz zusam-
men: Sucht Info Schweiz, Fachverband 
Sucht, Groupement Romand d’Etudes 

des Addictions (GREA) und Ticino Ad-
diction. Für die Koordination der Pro-
jektleitung zeichnen Valérie Maertens 
von der Sektion Kampagnen des BAG 
und Markus Theunert vom Fachver-
band Sucht verantwortlich. Weitere Or-
ganisationen, Gremien und Akteure 
wirken als Umsetzungspartner mit.

Finanzierung
Die Rahmenkommunikation (Kampag-
nenwebsite, Informationsmaterial) wird 
vom BAG finanziert. Das Informations-
material steht den Umsetzungspartnern 
kostenlos zur Verfügung. Grundsätzlich 
sollen die einzelnen Aktivitäten von den 
jeweiligen Organisatoren finanziert 
werden.

Neugierig auf mehr?
Melden Sie sich jetzt per Mail unter  
alkoholkampagne@bag.admin.ch an, 
damit wir Sie über die Aktionswoche 
2011 auf dem Laufenden halten und 
rechtzeitig mit Informationen und Ideen 
für konkrete Veranstaltungen versorgen 
können. Selbstverständlich können Sie 
den Newsletter zur Alkoholkampagne 
auch jederzeit wieder abbestellen. 

Kontakt: Valérie Maertens, 
Sektion Kampagnen, 
valerie.maertens@bag.admin.ch

Das Bundesamt für Gesundheit plant mit Partnern 	
eine neuartige Alkoholkampagne 

Jahreskonferenz. Die 2. Jahres­
konferenz von actionsanté fand  
am 9. November 2010 in Bern  
statt. 

Im Zentrum des Anlasses stand das 
Thema «Werbung und Marketing». Die 
Konferenz bot verschiedenen Unter-
nehmen und Institutionen aus den Be-
reichen Ernährung und Bewegung die 
Möglichkeit, sich zu treffen und Erfah-
rungen auszutauschen. Sie konnten 
Kontakte knüpfen oder vertiefen und 
mit Akteuren aus verschiedenen wirt-
schaftlichen, politischen und institutio-
nellen Kreisen Synergien aufgleisen.
In vielen aussagekräftigen Vorträgen 
haben die Referentinnen und Referenten 
das Tagesthema aus verschiedensten 
Perspektiven beleuchtet, aus der politi-
schen ebenso wie aus der strategischen 
und wissenschaftlichen Sicht. Die in den 
Referaten skizzierten Herausforderun-
gen und Fragen wurden anschliessend 
an einem Podiumsgespräch vertieft. 

Die Partner von actionsanté haben ihre 
neuen Versprechen bezüglich der För-
derung eines gesunden Lebensstils vor-
gestellt. Diese Engagements kommen in 
einem von vier möglichen Bereichen 
zum Tragen: bei der Verbraucherinfor-
mation, im Bereich Marketing und Wer-
bung, bei der Zusammensetzung und 
dem Angebot der Nahrungsmittel oder 
bei der Schaffung einer bewegungsför-
dernden Umgebung.
Der Bericht der 2. Jahreskonferenz von 
actionsanté sowie die Referate sind  
verfügbar unter www.actionsante.ch. 

Kontakt: Valérie Bourdin, 
Sektion Ernährung und Bewegung, 
valerie.bourdin@bag.admin.ch 

2. Jahreskonferenz von actionsanté 


